
Equal Pay Day 2026
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Dieses Jahr fällt der Equal Pay Day auf den 13. Februar. Dass
dies ein Freitag ist, erhöht die Symbolkraft. Der equal pay
day  ist  der  „Tag  der  gleichen  Bezahlung“  und  soll
vergegenwärtigen,  dass  Frauen  im  Durchschnitt  noch  immer
weniger verdienen als Männer. Diese Ungleichheit ist illegal,
existiert aber trotzdem.

Der Equal Pay Day findet jedes Jahr an einem anderen Datum
statt. Nämlich dann, wenn die Frauen den durchschnittlichen
Lohn des Mannes erwirtschaftet haben, den dieser bereits am
31. Dezember des Vorjahres hatte. Die Spanne zwischen dem 1.
Januar und dem Equal Pay Day bezeichnet damit den Zeitraum,
während dem die Frauen sozusagen gratis arbeiten. 2026 sind
dies 44 Tage.

Made in USA
Der „Tag für gleiche Bezahlung“ hat seinen Ursprung in den
USA. Er wurde dort 1966 vom „National Committee on Pay Equity“
(NCPE) ins Leben gerufen. Das NCPE ist ein Zusammenschluss von
amerikanischen  Frauen-  und  Bürgerrechtsorganisationen,  von
Gewerkschaften sowie religiösen und beruflichen Vereinigungen,
der das Ziel hat, auf die ungleiche Bezahlung zwischen Männern
und  Frauen,  insbesondere  auch  afroamerikanische  Frauen,
hinzuweisen und die Lohnkluft zu beseitigen. 1963, als in den
Vereinigten Staaten der Equal Pay Act (Gesetz zur gleichen
Bezahlung) unterzeichnet wurde, bekamen Frauen im Schnitt nur
59 Cent, während Männer einen Dollar erhielten.

Von Amerika nach Europa
Der  Equal  Pay  Day  findet  mittlerweile  in  23  europäischen
Ländern  statt:  Unter  anderem  beteiligen  sich  Belgien,
Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  Irland,   talien,
Niederlande,  Österreich,  Polen,  Rumänien,  Schweiz,  Spanien,
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Schweden und Tschechien.

In der Schweiz gibt es den EPD seit 2009, wo er von Business
and  Professional  Women  BPW  Switzerland  ins  Leben  gerufen
wurde. Verschiedene Aktionen sollen die breite Bevölkerung für
das  Thema  Lohngleichheit  sensibilisiert.  Frauen  werden
ermutigt, ihren Lohn besser zu verhandeln und Männer sollen
erkennen, dass auch sie ein Interesse an einem gleichen Lohn
für gleiche Leistung haben.

Alles, was Recht ist…
Betrachtet  man  ausschliesslich  die  gesetzlichen  Grundlagen,
entsteht der Eindruck, in der Schweiz sei alles in Ordnung.
Die rechtliche Gleichstellung und insbesondere gleicher Lohn
für  gleichwertige  Arbeit  sind  seit  1981  in  der
Bundesverfassung verankert: in Art. 8 Abs. 3 BV. Leider hinkt
die  Realität  dem  Verfassungsgrundsatz  hinterher.  In  der
Lohnfrage  ist  es  in  den  45  Jahren  seit  Inkrafttreten  des
Verfassungsartikels  noch  immer  nicht  gelungen,  die
Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern zu beseitigen.
Angesichts  der  klaren  gesetzlichen  Grundlagen  in  der
Verfassung  und  auch  im  Gleichstellungsgesetz  ist  der
Lohnunterschied illegal. Doch gut Ding will Weile haben.

Langer, langsamer Weg
Das Bundesamt für Statistik (BFS) führt alle zwei Jahre eine
Studie zu den Lohnunterschieden zwischen Frauen und Männern
durch. Diese stützt sich auf die Daten der Schweizerischen
Lohnstrukturerhebung.  Anhand  einer  Analyse  lässt  sich
ermitteln, ob Frauen und Männer für gleiche Tätigkeitsprofile
gleiche Löhne erhalten. 

Die gute Nachricht lautet: es tut sich etwas. Die Bemühungen
tragen Früchte. Während der Lohnunterschied zwischen Männern
und Frauen 2009 erschreckende 18,9 % betrug, machte er gemäss
der schweizerischen Lohnstrukturerhebung 2022 noch 12 Prozent,
und im Jahr 2024 noch 8,4 % aus.
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Geht man ins Detail, zeigt sich Interessantes: Bei jungen
Erwachsenen  besteht  fast  Lohngleichheit,  doch  bei
verheirateten Frauen öffnet sich die Schere. Drei Viertel der
Spitzenverdiener  mit  Monatsgehalt  über  16’000  Franken  sind
männlich.

Equal Pay Day – BPW Switzerland

Unterschiede nach Zivilstand, Elternschaft und Alter
Die  vertiefte  Analyse  der  Zahlen  zeigt,  dass  der
Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern bei verheirateten
Personen mit Kindern besonders ausgeprägt ist: Während ledige,
kinderlose  Frauen  1,9%  weniger  verdienen  als  ledige,
kinderlose  Männer,  liegt  die  geschlechtsspezifische
Lohndifferenz  bei  verheirateten  Personen  mit  Kindern  bei
satten 21,0%!

Im mittleren und oberen Kader fallen die Löhne von Vätern um
21,4% höher aus als jene von kinderlosen Männern, wohingegen
der Lohnunterschied zwischen Müttern und kinderlosen Frauen
lediglich 6,6% beträgt. Es zeigt sich, dass dieser mit der
Elternschaft  (Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  von
Kindern) verbundene Lohnunterschied bei Männern nach wie vor
deutlich ausgeprägter ist als bei Frauen.

Im Allgemeinen steigt die Lohndifferenz mit zunehmendem Alter
stetig an. Insbesondere bei verheirateten Personen ist dies zu
beobachten: Verheiratete Frauen in der Altersgruppe bis und
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mit 29 Jahre verdienen 6,6% weniger als verheiratete Männer
der  gleichen  Altersgruppe,  während  der  Unterschied  in  der
Altersgruppe der 30- bis 49-Jährigen bei 12,6% liegt und bei
Personen ab 50 Jahren 19,7% erreicht.

Weshalb die Unterschiede?
Das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern in der Schweiz
besteht unter anderem deshalb, weil Frauen häufiger in tiefer
bezahlten  Branchen  tätig  sind,  aufgrund  von  Familienarbeit
öfter Teilzeit arbeiten, seltener Führungspositionen erreichen
und  «typisch  weibliche»  Berufe  gesellschaftlich  weniger
anerkannt  sind.  Ein  Teil  der  Lohndifferenz  bleibt  jedoch
unerklärt. Dies nicht nur in der Privatwirtschaft, sondern
auch beim öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber. Dieser legt für
die einzelnen Funktionen zwar geschlechtsneutrale Lohnklassen
fest,  ist  dabei  gegen  indirekte  Diskriminierung  von
frauenspezifischen Berufsfeldern aber nicht gefeit. Und auch
die  konkrete  Lohneinreihung  beinhaltet  durch  die
Berücksichtigung  der  anrechenbaren  Erfahrung
Diskriminierungspotenzial.

Vor diesem Hintergrund ist der Equal Pay Day mehr als ein
symbolischer  Aktionstag.  Er  macht  auf  die  strukturellen
Ursachen  der  Lohnungleichheit  aufmerksam  –  darunter  die
Teilzeitfalle,  traditionelle  Rollenbilder  und  weitere
Faktoren, die die wirtschaftliche Gleichstellung von Frauen
beeinträchtigen.

Ein volkswirtschaftliches Problem
Dass Frauen weniger verdienen als Männer ist nicht nur einfach
schade für die Betroffenen. Es ist darüber hinaus auch ein
volkswirtschaftliches Problem. Die schlechtere Bezahlung von
Frauen, wie auch Fehlanreize bei den Steuern und fehlende bzw.
zu  teure  Betreuungsmöglichkeiten  für  Kinder  und  ältere
Angehörige führen dazu, dass trotz guter Ausbildung nur ein
Teil der Arbeitskraft der Frauen am Arbeitsmarkt verfügbar
ist. Dabei ist unsere Wirtschaft aufgrund der demografischen



Entwicklung und der restriktiven Ausländerpolitik auf dieses
Arbeitskräftepotential angewiesen.

Die  Kombination  aus  unfairer  Entlöhnung,  hohen
Betreuungskosten und Steuerprogression führt dazu, dass sich
viele Frauen für einen längeren Zeitraum ganz oder teilweise
aus dem bezahlten Erwerbsleben zurückziehen.

Equal Pay Day 2026: Back to the Roots
BPW Switzerland stellt den Equal Pay Day 2026 unter das Motto
«Back  to  the  Roots».  Damit  werden  die  grundlegenden
verfassungsrechtlichen Prinzipien der Gleichstellung stärker
in  den  Fokus  gerückt.  Mit  den  zahlreichen,  lokal  von  BPW
Sektionen  durchgeführten  Aktionen  hat  der  Tag  somit  noch
nichts an Aktualität und Notwendigkeit eingebüsst.

Solothurner  Regierung  crasht
den GAV
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Am  1.  Januar  2005  trat  im  Kanton  Solothurn  der  erste
öffentlich-rechtliche GAV in Kraft, der flächendeckend für das
gesamte  Staatspersonal  samt  Lehrerschaft  galt.  Er  regelte
während 20 Jahren das Anstellungsverhältnis von rund 12‘000
Angestellten  der  kantonalen  Verwaltung,  der  Gerichte,  der
Spitäler  und  der  Lehrerschaft.  Eine  westschweizer  Zeitung
bezeichnete ihn damals als „miracle de Soleure“. Nun stehen im
Kanton Solothurn die Zeichen auf Sturm. Der Regierungsrat hat
Ende Juni ohne Vorwarnung den Gesamtarbeitsvertrag auf Ende
2025 gekündigt. Die Verunsicherung könnte nicht grösser sein.
Es droht ein Desaster.

Ein  Gesamtarbeitsvertrag  für  öffentlich-rechtliche
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Anstellungsverhältnisse  war  vor  20  Jahren  Neuland.  Das
kollektive  Arbeitsrecht  hatte  seinen  Platz  traditioneller
Weise im Privatrecht. Wie kam es, dass der Kanton Solothurn
eine Pionierrolle einnahm, indem er als einziger Kanton einen
öffentlich-rechtlichen  Gesamtarbeitsvertrag  für  das  gesamte
Personal hatte?

Innovatives Personalrecht von gestern
Dass 2001 die Arbeiten am über 500 Paragraphen umfassenden GAV
starteten, ging auf einen kantonsrätlichen Vorstoss der FDP
zurück.  Diese  forderte  damals  innovatives,
zukunftsorientiertes  Personalrecht  in  Form  eines
Gesamtarbeitsvertrages.  Im  Staatspersonalgesetz  wurde  die
Grundlage dafür geschaffen, und das Parlament erteilte der
Regierung die Kompetenz, mit den Personalverbänden einen GAV
auszuhandeln  über  Lohn,  Arbeitszeit,  Ferien,  vorzeitige
Pensionierung und Vollzug des Staatspersonalgesetzes.

Die  Arbeiten  am  GAV  dauerten  4  Jahre  und  vereinten
personalrechtliche Bestimmungen aus über 140 Verordnungen in
einem  einzigen  Erlass.  Schon  die  Vereinheitlichung  und
Straffung des Personalrechts in einem einzigen Erlass war ein
verdienstvolles Unterfangen. Die damals geschaffene Struktur
hat sich bis heute gehalten. Ein allgemeiner Teil beinhaltet
Bestimmungen, die für alle gelten. Dazu ist der Arbeitgeber
aufgrund  des  Gleichbehandlungsgebotes  verpflichtet.  In  9
besonderen  Teilen  werden  branchenspezifische  Besonderheiten
einzelner Bereiche geregelt, z.B. die besonderen Arbeitszeiten
im Spital, wo an sieben Tagen in der Woche rund um die Uhr
gearbeitet wird, oder die Entschädigung für das Halten von
Diensthunden bei der Polizei.

Der GAV konnte 2004 unterzeichnet werden und trat am 1.1.2005
in Kraft. Seither haben die Sozialpartner 80 Teilrevisionen
beschlossen und umgesetzt. Bis zu seiner Kündigung stand er
für  gute  Anstellungs-  und  Arbeitsbedingungen  und  gelebte
Sozialpartnerschaft. Von allen Gutachtern, welche den GAV im
Auftrag der Regierung untersuchten, bekam das Werk gute Noten.



Das Aus ?
Von politischer Seite hatte der GAV von allem Anfang an auch
Gegenwind. Bereits 2001 sahen einige Parlamentarier in der für
den Abschluss eines GAV notwendigen Kompetenzdelegation an den
Regierungsrat einen ungebührlichen Machtzuwachs der Exekutive.
Der Kanton Solothurn kennt als einziger Kanton in der ganzen
Schweiz ein Vetorecht des Parlaments gegen Verordnungen der
Regierung. Dieses Vetorecht entfällt, wenn die Regierung mit
den  vertragschliessenden  Personalverbänden  kollektives
Arbeitsrecht  schafft.  Was  vor  allem  bürgerlichen
Parlamentariern  mit  der  Zeit  ein  Dorn  im  Auge  war.

Über  die  Gründe  für  die  GAV-Kündigung  kann  man  nur
spekulieren. Die verlorene Einflussmöglichkeit des Parlaments
und das Bedürfnis der Spitäler AG, ihre finanziellen Probleme
u.a. mit Anpassungen im Personalrecht zu richten, haben dem
GAV letztlich wohl das Genick gebrochen.

Enttäuschender Angestelltentag
Am 20 August fand in Solothurn wie jedes Jahr der von den
Personalverbänden veranstalteten Angestelltentag statt. Gege
600 Besucher im Solothurner Konzertsaal erhofften sich vom
regierungsrätlichen  Referenten  Peter  Hodel  Antworten.
Antworten  auf  die  Fragen,  weshalb  der  GAV  ohne
Vorverhandlungen  gekündigt  wurde,  und  vor  allem,  wie  die
Zukunft des solothurnischen Personalrechts aussehen soll. Sie
wurden enttäuscht.

Hodel führte aus, dass die Regierung den GAV gekündigt habe,
weil es“ Zeit sei für innovatives, flexibles Personalrecht mit
branchenspezifischen  Lösungen  für  einzelne
Angestelltengruppe“n. Der GAV sei in seiner heutigen Form an
seine  Grenzen  gestossen,  er  könne  mit  den  vielfältigen
Anforderungen immer weniger Schritt halten. Auf die konkrete
Erklärung, womit der GAV denn an Grenzen stosse und womit er



nicht Schritt halten könne, wartete das Publikum vergeblich.

Trumpismus à la Soleure
Die  Besucher  liessen  sich  von  den  regierungsrätlichen
Worthülsen  nicht  blenden  und  nutzten  die  Fragerunde  für
entsprechende Äusserungen. „Ein Erlass, der in 20 Jahren 80
Teilrevisionen  erfahren  hat,  kann  nicht  als  unflexibel
hingestellt  werden“,  monierte  eine  Teilnehmerin.  „Der
gekündigte GAV hat doch branchenspezifische Lösungen für die
Polizei, für den Spitalbereich und für die Schulen“, gab ein
Teilnehmer seinem Unverständnis Ausdruck, „das kann also nicht
der Grund für die Kündigung sein“.

Wenig  vertrauensbildend  wirkte  auch  die  Aussage  von
Regierungsrat  Hodel,  dass  der  gekündigte  GAV  weitergelten

werde, bis neues Personalrecht geschaffen sei. Wer § 45bis des
Staatspersonalgesetzes gelesen hat, stellt nämlich fest, dass
der GAV längstens bis 31. Dezember 2028 gelten kann, und dies
auch nur, wenn der Kantonsrat diese Verlängerung beschliesst.

 

Der Kantonsrat am Ruder
Hodels Ausführungen war immerhin zu entnehmen, dass der Ball
für  die  personalrechtliche  Zukunft  des  Kantons  Solothurn
aktuell  vollständig  beim  Parlament  liegt.  Eine  15-köpfigen
Spezialkommission hat den Auftrag zu definieren, wie das neue
Personalrecht  aussehen  wird.  Dafür  gibt  es  verschiedene
Möglichkeiten.  Das  aktuelle  Staatspersonalgesetz  könnte  in
Kraft bleiben und neues Verordnungsrecht geschaffen werden. Es
könnte  auch  wieder  eine  GAV-Lösung  geben,  mit  oder  ohne
Revision des Staatspersonalgesetzes.

Die  Spezialkommission  des  Kantonsrates  ist  nach  dem
Parteienproporz  zusammengesetzt.  Die  Mitglieder  wurden



inzwischen  gewählt.  Die  Arbeiten  dürften  im  November
aufgenommen  werden.  Einzelne  Kantonsratsfraktionen  haben
inzwischen  ihre  Vorstellungen  vom  neuen  Solothurnischen
Personalrecht verlauten lassen. Die FDP will sich z.B. an
privatwirtschaftlichen  Prinzipien  orientieren  und  vor  allem
den  Kündigungsschutz  an  die  Rahmendbedingungen  des
Obligationenrechts  angleichen.

Vertragsfreiheit gegen Legalitätsprinzip
Wer  auch  nur  ansatzweise  eine  Ahnung  von  öffentlich-
rechtlichem Personalrecht hat, runzelt ab diesen Perspektiven
die  Stirn.  Während  im  Obligationenrecht  die  Vertrags-  und
damit auch die Kündigungsfreiheit gilt, sind Bund, Kantone und
Gemeinden als Arbeitgeber Träger öffentlicher Gewalt und damit
an Verfassung und Rechtsstaatlichkeit gebunden. Es gilt das
Legalitätsprinzip. Eine Kündigung im öffentlichen Recht ist
ein Verwaltungsakt und muss im Gegensatz zum Privatrecht einen
triftigen,  sachlichen  Grund  haben.  Ausserdem  ist  das
rechtliche  Gehör  zu  gewähren.

Der Staat tritt dem Bürger durch seine Angestellten hoheitlich
entgegen.  Deshalb  beinhaltet  das  öffentlich-rechtliche
Anstellungsverhältnis mehr als ein privater Arbeitsvertrag. Es
ist  ein  Sonderstatusverhältnis,  das  auch  Pflichten  wie
politische  Treuepflicht,  Amtsgeheimnis  oder  besondere
Disziplinarregeln einschliesst. Diese Pflichten lassen sich im
Obligationenrecht nicht adäquat abbilden. Deshalb kann auch
das Kündigungsrecht nicht aus dem Obligationenrecht übernommen
werden.

Kämpferische Töne und trübe Aussichten
Das  Personal  und  seine  Verbände  formulierten  am
Angestelltentag die Forderungen an das in Aussicht gestellte
neue  Personalrecht:  Beständigkeit,  keine  Verschlechterungen
für die Angestellten und Mitbestimmung der Personalverbände
bei der Ausarbeitung.

„Mit der Kündigung des GAV fällt die Friedenspflicht für uns



Staatsangestellte weg. Wir müssen uns nicht alles gefallen
lassen“,  gab  eine  Teilnehmerin  des  Angestelltentages  zu
bedenken. Solch kämpferische Töne waren in den letzten 20
Jahren unter der Ägide des GAV nicht zu hören.

Durch  die  überstürzte  Kündigung  des  GAV  droht  dem  Kanton
Solothurn  ab  2029  eine  Zeit  ohne  massgebende  Teile  des
Personalrechts. Oder eine Zeit mit neuem Personalrecht, das
massive  Verschlechterungen  für  die  Angestellten  beinhaltet.
Die während über 20 Jahren gepflegte Sozialpartnerschaft wurde
mit  der  Kündigung  des  GAV  auch  über  Bord  geworfen.  Keine
schönen Aussichten.

 

Dr. Corinne Saner
Vize-Präsidentin Staatspersonal-Verband Solothurn

 

Lohngleichheit  mit
Entwicklungspotential
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Die  Theorie  ist  bekannt:  Frauen  und  Männer  sind
gleichberechtigt. Sie müssen für gleichwertige Arbeit gleich
entlöhnt  werden.  Was  gut  klingt  und  auch  von  der
Bundesverfassung vorgeschrieben wird, entspricht aber leider
noch immer nicht der Wirklichkeit: Frauen verdienen rund 14 %
weniger als Männer.
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Frauen  verdienen  im  Durchschnitt  noch  immer  weniger  als
Männer.  Den  Lohnunterschied  veranschaulicht  der  Aktionstag
«Equal  Pay  Day»,  der  in  diesem  Jahr  am  18.  Februar  2023
stattfand. Das Veranstaltungsdatum variiert von Jahr zu Jahr
und verdeutlicht den Lohnunterschied: Beginnen Mann und Frau
am 1. Januar 2023 mit ihrer Arbeit, bekommt ein Mann ab dem 1.
Januar 2023 sein Gehalt; eine Frau arbeitet hingegen bis zum
18. Februar 2023 gratis. Dieser Zeitraum entspricht einer Lohn-
differenz von 13.8 %. Im vergangenen Jahr fand der Equal Pay
Day am 20. Februar 2022 statt. Damit verbesserte sich der Lohn-
unterschied  zwar  leicht,  aber  es  besteht  noch  erhebliches
Entwicklungspotential. Immerhin: der erste Equal Pay Day im
Jahr 2009 fand erst am 15. März statt. Dies entsprach einer
Lohndifferenz von 19.3 %.

Aktionstag 2023
Der  nationale  Aktionstag  wurde  von  der  überparteilichen
Frauenorganisation  alliance  F  und  den  BPW  Switzerland
(Business & Professional Women) organisiert. Der Schwerpunkt
des diesjährigen Equal Pay Day lag auf dem Projekt «Check your
Salary».  Die  von  alliance  F  lancierte  Plattform
www.checkyoursalary.ch informiert prägnant zum Thema Lohn- und
Chancengleichheit.  Den  Unternehmen  wird  ein  einfacher  und
schneller Zugang zur Lohngleichheitsanalyse ermöglicht. Ziel
ist, dass möglichst viele Unternehmen ihre Saläre überprüfen
und  ihr  Engagement  öffentlich  bekannt  machen,  um  eine
tatsächliche  Lohngleichheit  zu  realisieren.

Was kann die Einzelne tun?
Auch wenn es in der Verantwortung der Unternehmen liegt, die
Gleichstellung am Arbeitsplatz zu fördern und umzusetzen, kann
sich jede Arbeitnehmerin (und jeder Arbeitnehmer) für mehr
Lohngleichheit engagieren. Auf der Website Check your Salary
zeigt alliance F auf, wie frau sich für ein gleichberechtigtes
Arbeitsumfeld einsetzen kann:

Engagement:  Wer  etwas  erreichen  möchte,  muss1.
Gelegenheiten zur Übernahme neuer Aufgaben, Verantwor-



tungsbereiche  und  Herausforderungen  nutzen  und  sich
proaktiv  dafür  empfehlen.  Wer  seine  Ideen  einbringt,
sich engagiert und interessiert zeigt, erhält oft auch
die Chance, sich zu beweisen. Nur wer seine Komfortzone
ab und zu mal verlässt, kann sich und anderen beweisen,
wozu sie fähig ist.
Potential erkennen und geschickt verhandeln: Wer sein2.
Potential  kennt,  steigt  sicherer  in  Lohnverhandlungen
oder Bewerbungsgespräche ein. Für letztere gilt, dass
nicht  alle  Voraussetzungen  einer  Stellenausschreibung
erfüllt sein müssen; in der Regel reichen rund 60 – 70
%,  um  zum  Gespräch  eingeladen  zu  werden.  Für
Lohnverhandlungen  gilt,  dass  eine  gute  Vorbereitung
massgeblich zum Erfolg beiträgt. Eine bessere Verhand-
lungsbasis  kann  geschaffen  werden,  wenn  die
branchenüblichen  Löhne  (beider  Geschlechter)  bekannt
sind. Hier hilft der Lohnrechner (www.lohnrechner.ch).
Solidarität unter Frauen: alliance F und BPW Switzerland3.
machen  es  vor:  Sich  gemeinsam  für  die  eigene  Sache
einzusetzen  macht  stark!  Es  ist  wichtig,  dass  sich
Frauen  gegenseitig  den  Rücken  stärken  und  gemeinsam
gegen  geschlechterspezifische  Rollenstereotypen  im
Arbeitsalltag  ankämpfen.  Gegen  Vorurteile  und
Schubladisierungen  kann  gemeinsam  erfolgreicher
vorgegangen  werden.

Verfassungsrechtlicher Anspruch auf Lohngleichheit
Der  nach  wie  vor  bestehende  Lohnunterschied  ist  umso
störender,  als  ein  verfassungsrechtlicher  Anspruch  und  ein
einklagbares Recht auf Lohngleichheit besteht (Art. 8 Abs. 3
BV). Der Anspruch besteht sowohl gegenüber öffentlichen als
auch privaten Arbeitgebern. Konkretisiert wird der Anspruch im
am 1. Juli 1996 in Kraft getretenen Bundesgesetz über die
Gleichstellung von Frau und Mann (Gleichstellungsgesetz).

Das  Lohngleichheitsgebot  ist  verletzt,  wenn  jemand  beim
gleichen Arbeitgeber für die gleiche oder eine gleichwertige



Arbeit aufgrund des Geschlechts unterschiedlich entlöhnt wird.
In der Regel ergeben sich geschlechtsbezogene Lohnunterschiede
durch

die generelle Einstufung einer bestimmten Funktion im
Rahmen eines Lohnsystems oder
aufgrund  der  konkreten  Entlöhnung  einer  bestimmten
Person  im  Vergleich  zu  einer  Person  des  anderen
Geschlechts  (in  derselben  oder  einer  gleichwertigen
Funktion).

In  der  Praxis  problematisch  ist  die  generell  tiefere
Einstufung  von  typischen  Frauenberufen  im  Vergleich  zu
typischen  Männerberufen.  Im  Hinblick  auf  den  akuten  Fach-
kräftemängel muss die generell tiefere Einstufung von Berufen
mit  typischerweise  hohem  Frauenanteil  –  wie  es  häufig  im
Gesundheitswesen  oder  in  Lehrberufen  auf  Primarschulstufe
vorkommt  –  überprüft  und  die  entsprechenden  Lohnstrukturen
angepasst werden.

Indirekte Diskriminierung
Ebenso  bedeutsam  für  den  noch  immer  herrschenden
Lohnunterschied ist die indirekte Diskriminierung. Eine solche
liegt vor, wenn für die Einreihung der Arbeit oder Funktion in
ein Lohnsystem grundsätzlich neutrale Kriterien verwendet wer-
den, diese aber auf wesentlich mehr Frauen als Männer eine
benachteiligende Auswirkung hat. Sieht ein Betrieb oder eine
öffentliche  Verwaltung  beispielsweise  vor,  dass  für
Angestellte mit einem Arbeitspensum von weniger als 80 % oder
generell  Teilzeitarbeitende  keine  Aufstiegsmöglichkeiten
bestehen und Teilzeitarbeit (mit einem Pensum von unter 80 %)
vorwiegend von Frauen ausgeführt wird, liegt eine indirekte
Diskriminierung von Frauen vor.

Zu  den  nur  scheinbar  neutralen  Kriterien  zählen  die
Ausbildung, das Alter, das Dienstalter, der Anstellungsbeginn,
die Qualifikation oder die berufliche Erfahrung. Frauen, die
ihre  Erwerbstätigkeit  insbesondere  im  Zusammenhang  mit  der



Gründung  einer  Familie  häufiger  unterbrechen  als  Männer,
werden durch die Anwendung dieser Kriterien öfter benachtei-
ligt.

Gleichstellungsstrategie 2030 des Bundes
Der  Bundesrat  möchte  die  Gleichstellung  der  Geschlechter
gezielt  fördern  und  hat  deshalb  im  April  2021  die
Gleichstellungsstrategie  2030  verabschiedet  (ZV  Info  be-
richtete  in  der  Ausgabe  Juni  2021).  Ziel  ist,  die
Lohndiskriminierung  im  öffentlichen  und  privaten  Sektor  zu
beseitigen. Der Bundesrat erachtet gleichen Lohn für gleich-
wertige  Arbeit  als  wichtigen  Faktor,  damit  Frauen  in  den
Arbeitsmarkt  einsteigen,  dort  verbleiben  und  nach  einem
allfälligen  Mutterschaftsurlaub  wiedereinsteigen.  Die  För-
derung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit von Frauen steht im
Fokus.

Der Bund stellt den Unternehmen hierfür ein Standard-Analyse-
Tool (Logib) zur Verfügung. Unternehmen können damit selbst
eine  Lohngleichheitsanalyse  durchführen.  Beschäftigt  ein
Unternehmen  mehr  als  100  Mitarbeitende,  ist  es  gemäss
Gleichstellungsgesetz  zur  Durchführung  einer  Lohn-
gleichheitsanalyse  verpflichtet  (Art.  13a  ff.
Gleichstellungsgesetz).

Lohngleichheit in Bundesverwaltung gewährleistet
Die öffentliche Hand hat bei der Förderung der beruflichen
Gleichstellung Vorbildfunktion und die Bundesverwaltung geht
mit gutem Beispiel voran. Die von einer unabhängigen Stelle
überprüfte Lohngleichheitsanalyse im Jahr 2022 hat gezeigt,
dass in der Bundesverwaltung die Lohngleichheit gewährleistet
ist.

Im Jahr 2016 wurde zudem die Charta der Lohngleichheit im
öffentlichen  Sektor  lanciert.  Bis  heute  wurde  sie  von  17
Kantonen, 131 Gemeinden und vom Bund unterzeichnet. Seit 2019
haben  überdies  staatsnahe  Betriebe  und  Unternehmen  mit
öffentlichem  Auftrag  die  Möglichkeit,  der  Charta  ebenfalls



beizutreten.  Stand  heute  wurde  sie  von  94  Betrieben
unterzeichnet.

Die  unterzeichnenden  öffentlichen  Verwaltungen  und  Betriebe
haben ihr Engagement zur Umsetzung der Lohngleichheit intensi-
viert. Die detaillierten Bestrebungen der einzelnen Kantone,
Städte, Gemeinden und Unternehmen können in der auf der Web-
site Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und
Mann abrufbaren Broschüre «Auf dem Weg zur Lohngleichheit»
nachgelesen werden.

18.  Angestelltentag  vom  29.
Juni  2022:  Mein  Lohn!
Gestern. Heute. Und morgen?
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Nach  zwei  Jahren  Massnahmen-Pause  war  das  Interesse  am
Solothurner  Angestelltentag  riesig.  Staatspersonal  Verband,
LSO,  vpod,  SBK  und  VSAO  luden  als  vertragsschliessende
Verbände des Solothurner Gesamtarbeitsvertrages nicht nur ihre
Mitglieder, sondern alle Interessierten, Kantonsangestellten
samt  Volksschullehrerschaft  und  Spitalpersonal  zum  18.
Angestelltentag  in  den  Solothurner  Konzertsaal.  Thematisch
drehte sich alles um Lohn – nicht nur, wie er aktuell zustande
kommt,  sondern  auch,  welche  Veränderungen  mittelfristig  an
dieser Front zu erwarten sind.

«Das heutige Lohnsystem geht zurück auf eine FDP-Motion vom
27.  April  1987»,  erläuterte  Pirmin  Bischof,  Ständerat  und
Sekretär des Staatspersonal-Verbandes, in seinem Referat. Die
Motion  hatte  zum  Ziel,  die  in  verschiedensten  Erlassen
geregelten  Besoldungen  von  Staatspersonal,  Lehrerschaft  und

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2022/09/18-angestelltentag-vom-29-juni-2022-mein-lohn-gestern-heute-und-morgen
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Spitalpersonal mittels einer strukturellen Besoldungsrevision
zu  vereinheitlichen.  Dafür  wurde  mit  der  vereinfachten
Funktionsanalyse  eine  analytische  Arbeitsbewertung
durchgeführt.

Die  vereinfachte  Funktionsanalyse  ging  davon  aus,  dass
zwischen den Anforderungen der einzelnen Funktion und der Höhe
des Lohnes ein sinnvoller und logisch ableitbarer Zusammenhang
bestehen  muss.  Sechs  Kriterien  (Ausbildung  und  Erfahrung,
geistige Anforderungen, Verantwortung, psychische Belastung,
körperliche  Anforderung,  spezielle  Arbeitsbedingungen)  mit
unterschiedlichen Gewichtungen bildeten den Ausgangspunkt für
die Lohneinreihungen. 132 Schlüsselstellen galt es ausführlich
zu analysieren, 570 Stellen wurden teilanalytisch beleuchtet.
Anhand der ermittelten Arbeitswerte erfolgte die Einreihung
sämtlicher Funktionen in 31 Lohnklassen.

«Ein Riesenprojekt, das zehn Jahre in Anspruch nahm, bis am 1.
Januar  1996  die  neue  Besoldungsverordnung  in  Kraft  treten
konnte», so Bischof.

Die Dreifaltigkeit des Lohnes
Seit dem Mammutprojekt BERESO (Besoldungsrevision Solothurn)
von  1987  bis  1996  hat  sich  vor  allem  geändert,  dass  die
Grundlagen  des  Lohnes  samt  Lohnsystem  nun  im
Gesamtarbeitsvertrag geregelt sind, der 2005 in Kraft trat.
Änderungen  werden  nun  nicht  mehr  im  Kantonsparlament
diskutiert, sondern sind Gegenstand der Verhandlungen zwischen
den Sozialpartnern.

Aktuell besteht der Lohn aus drei Teilen: dem Grundlohn, dem
Erfahrungszuschlag  mit  20  Erfahrungsstufen,  und  dem
Leistungsanteil LEBO. Den Erfahrungszuschlag erhält, wer in
der  jährlichen  Mitarbeiterbeurteilung  mindestens  eine
genügende Bewertung erhält. Für den Leistungsbonus braucht es
mindestens die Bewertung «gut».



Lohnerhöhung?
«Im  Gegensatz  zum  Privatrecht  kann  man  bei  uns  keine
individuellen Lohnerhöhungen aushandeln», so Bischof. «Der GAV
regelt dafür die Lohnverhandlungen zwischen den Sozialpartnern
für  generelle  Lohnerhöhungen».  Wenn  sich  Regierungsrat  und
Personalverbände  einigen  können,  bedeutet  das  einen
Teuerungsausgleich  und  im  günstigen  Fall  zusätzlich  eine
Reallohnerhöhung.  «Die  Sozialpartner  haben  ein
Mediationsverfahren vorgesehen, das zum Tragen kommt, wenn sie
sich  nicht  einig  werden»,  erläuterte  Bischof.  Während  der
gesamten Geltungsdauer des GAV kam dieses Verfahren allerdings
bislang noch nie zum Einsatz.

Hat das Lohnsystem Zukunft?
Das  Legislaturprogramm  des  Regierungsrates  2021 – 2025
beinhaltet, dass in den nächsten vier Jahren eine Überprüfung
des  Lohnsystems  vorgesehen  ist.  Regierungsrat  Peter  Hodel
legte in seinem Referat dar, was damit gemeint ist. Zunächst
sollen  die  Anforderungen  an  ein  Lohnsystem  der  Zukunft
definiert werden. «Marktgerechtigkeit, mehr Flexibilität, mehr
Leistungsgerechtigkeit und weniger starre Lohnentwicklung sind
Faktoren,  die  in  die  Waagschale  geworfen  werden»,  meinte
Hodel.

In  einem  ersten  Schritt  sollen  die  drei  Elemente  des
Lohnsystems,  die  Einreihungs-  und  Einstufungssystematik
analysiert und mit anderen öffentlich-rechtlichen Arbeitgebern
sowie mit der Privatwirtschaft verglichen werden. Auf dieser
Basis sollen die Anforderungen an ein künftiges Lohnsystem
definiert  und  festgelegt  werden,  wobei  im  Vordergrund
Marktfähigkeit,  Leistungsgerechtigkeit  und  Anreizsysteme
stehen.  Je  nach  Resultat  werden  alsdann  mögliche
Verbesserungsmassnahmen  ausgearbeitet,  die  es  braucht,  um
diese Anforderungen zu erfüllen.

Der Projektstart zur Analyse soll bereits Anfang 2023 sein.
Bis  Ende  2024  dürfte  ein  Bericht  mit  Vorschlägen  für



allfällige Korrekturmassnahmen vorliegen, über welche Anfang
2025 entschieden werden soll.

«Möglicherweise sind nur punktuelle Anpassungen erforderlich,
um ein zukunftsfähiges Lohnsystem zu gewährleisten. Vielleicht
braucht  es  eine  komplette  Revision  –  oder  gar  keine
Massnahmen»,  so  Hodel.  Massnahmen,  deren  Umsetzung  der
Regierungsrat als sinnvoll erachtet, werden auf jeden Fall in
der  GAV-Kommission  zwischen  den  Sozialpartnern  verhandelt,
weil dafür eine Änderung des GAV notwendig ist.

Substanzielle Lohnerhöhung für 2023 gefordert
Bevor Pirmin Bischof und Peter Hodel in einer ausgedehnten
Fragerunde  Red  und  Antwort  standen,  ergriff  Mirco  Müller,
Präsident des Staatspersonal Verbandes, das Wort. «Angesichts
der  massiven  Teuerung  von  zuletzt  3  Prozent  erwarten  die
Verbände  für  die  nach  den  Sommerferien  startenden
Lohnverhandlungen  ein  deutliches  Zeichen»,  so  Müller.  Die
letzte Reallohnerhöhung ist 2009 gewährt worden. 2019 gab es
einen  Teuerungsausgleich  von  einem  Prozent.  Wie  hoch  die
Lohnforderung  ausfällt,  wird  unter  den  Verbänden  noch
diskutiert.  «Angesichts  der  guten  Staatsrechnung  2021,  der
massiven Teuerung und nach jahrelangen Nullrunden braucht es
eine  substanzielle  Lohnerhöhung.  Alles  andere  geht  nicht»,
meinte  Müller.  Was  das  Publikum  mit  grossem  Applaus
quittierte.

Kultureller Akzent und Apéro riche
Nach den kämpferischen Tönen und der ausgedehnten Fragerunde
zu  zahlreichen  Aspekten  des  Lohnsystems  endete  der
Angestelltentag mit einem kulturellen Schlusspunkt. Die Gruppe
improVISION  sorgte  für  ebenso  schräge  wie  schnelle  und
überraschende Unterhaltung.

Der traditionelle Apéro riche zum Abschluss wurde nach zwei
Jahren  massnahmenbedingter  Zwangspause  rege  zum



Gedankenaustausch  und  Wiedersehen  genutzt.  Die  Veranstalter
hoffen, dass dies auch nächstes Jahr wieder möglich ist.

Dr. Corinne Saner
Vizepräsidentin Solothurnischer Staatspersonal Verband

Schriftliche
Generalversammlung  2020  und
Zeiterfassung  für
Teilzeitbeschäftigte
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026

Schummeln bei der Zeiterfassung?
2020  war  ein  denkwürdiges  Jahr,  das  kommende
Historikergenerationen beschäftigen wird. Unsere ohnehin nicht
sehr  kontaktfreudige  Gesellschaft  ist  noch  etwas  weiter
auseinandergerückt.  Der  Mainstream  von  Medien  und  Politik
setzt auf die Karte «Vorsicht» und verordnet uns Abstand. Das
hat  neben  ganz,  ganz  vielem  auch  Auswirkungen  auf  unsere
jährlichen Generalversammlungen – so auch des Personalverbands
der Stadt Olten.

An der Vorstandssitzung des PSO im Februar 2020 war die Welt
noch halbwegs in Ordnung. Das Datum der Generalversammlung
2020 wurde auf den 24. Juni 2020 festgelegt – «gäng wiä gäng»
im Ratssaal des Stadthauses.
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Corona-Wolken
Im März 2020 war der Himmel dann schon verhangen mit Corona-
Wolken.  Bis  zur  Vorstandssitzung  im  Mai  hatten  sich  die
Ereignisse überstürzt und die Corona-Front verhärtet. Täglich
neue  Experten-Studien  in  die  eine  oder  andere  Richtung,
tägliche  Medienkonferenzen  des  Bundesrates,  der  schweizweit
ausgerufene  Notstand  und  ein  Lockdown  –  ein  Neuzugang  in
unserem  Wortschatz  –  mit  anschliessenden  bescheidenen
Lockerungen.  Kein  Anlass  zur  Zuversicht.

An der Generalversammlung nehmen im Normalfall doch gegen 30
Personen teil – im Hinblick auf ein Versammlungsverbot und
mögliche  Ansteckungsrisiken  eine  kritische  Grenze.  Daher
verabschiedete der Vorstand im Mai im grossen, gut gelüfteten,
desinfizierten  Sitzungszimmer  Rechnung  und  Budget  samt
Jahresbericht des Präsidiums und Vorschlägen für Ersatzwahlen
zuhanden der Generalversammlung und beschloss, diese gemäss
der COVID-19-Verordnung schriftlich durchzuführen.



Schrumpf-GV
Bei  der  schriftlichen  Generalversammlung  wird  auf  die
physische Teilnahme der Mitglieder verzichtet; diese üben ihre
Mitgliedschaftsrechte  auf  dem  Schriftweg  aus.  Eine
Restversammlung muss dennoch stattfinden, bei der zumindest
ein  Vorsitzender  und  ein  Protokollführer  zugegen  sind.  So
zählten Aktuarin Anja Baumann und Präsidentin Corinne Saner
die abgegebenen Stimmen der Mitglieder am 13. Juli 2020 in
Form einer «Restversammlung» aus:

Anzahl Mitglieder 97

Abgegebene Stimmen 46

Absolutes Mehr 24
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Kein Modell für die Zukunft?
Rückblickend bleibt ein schales Gefühl. Der PSO konnte mit der
«schriftlichen  GV»  die  statutarisch  absolut  notwendigen
Beschlüsse  fassen  und  mit  dem  verschickten  schriftlichen
Jahresbericht  auch  ein  wenig  über  die  Verbandstätigkeit
informieren. Schmerzlich gefehlt hat der persönliche Austausch
– und dafür ist die Generalversammlung eines Verbandes halt
auch da. Es macht einfach mehr Freude, einen Jahresbericht
persönlich vorzutragen, als ihn zu Papier zu bringen und zu
verschicken. Und absolut unersetzbar sind die Begegnungen mit
Mitgliedern, gerade wenn man sich sonst eher selten trifft.

Es bleibt die Hoffnung, dass man uns Versammlungen eines Tages
wieder erlaubt. Und wer weiss: Vielleicht dürfen wir uns sogar
wieder die Hände schütteln.

Round-Table-Gespräch  mit  der
Stadtregierung
Mit Corona-konformen Abständen und Maskierung wurde am 14.
Dezember 2020 das Round-Table-Gespräch zwischen Vertretern des
PSO und der Stadtregierung abgehalten, das der gegenseitigen
Information und dem Gedankenaustausch dient. Der PSO nahm die
Gelegenheit zum Anlass, ein seit langem pendentes Anliegen der
städtischen Teilzeitbeschäftigten erneut aufzugreifen und der
Arbeitgeberseite  die  «Petition  zur  Anpassung  des
Zeiterfassungssystems»  zu  überreichen.  Mit  dieser  Petition
setzen sich 87 städtische Angestellte dafür ein, dass das Zeit-
erfassungssystem für Teilzeitbeschäftigte die täglichen Soll-
Stunden gemäss den effektiven Arbeitstagen erfasst, weil nur
so Absenzen korrekt erfasst werden können.

Volles Recht für Teilzeiter!
Der PSO hatte auf die Thematik schon seit geraumer Zeit und
mehrmals hingewiesen: Wer in einem Pensum von 100% arbeitet,



erbringt inklusive der Vorarbeitszeit von 8 Minuten für die
Schliessung der Büros zwischen Weihnachten und Neujahr eine
tägliche Soll-Arbeitszeit von 8 Stunden 32 Minuten.

Ein  Teilpensum  von  60%  kann  auf  zwei  verschiedene  Arten
erbracht werden: indem der Arbeitnehmer an fünf Arbeitstagen
pro  Woche  täglich  5  Stunden  7  Minuten  arbeitet  (lineares
Modell),  oder  indem  er  an  drei  Arbeitstagen  pro  Woche  im
Betrieb  erscheint  und  je  8  Stunden  32  Minuten  arbeitet
(effektives Modell). Bei einem Teilpensum muss zwingend mit
den Vorgesetzten vereinbart werden, welche Variante nun gilt
bzw.  an  welchen  konkreten  Wochentagen  der  Arbeitnehmer  im
Betrieb anwesend ist.

Teilzeitbeschäftigte,  die  mit  dem  Vorgesetzten  vereinbart
haben, jeden Arbeitstag mit reduzierter Stundenzahl im Betrieb
zu  erscheinen  (lineares  Modell),  erhalten  aktuell  bei
krankheits-  oder  unfallbedingten  Absenzen  eine  reduzierte
Zeitgutschrift proportional zu ihrem vertraglich vereinbarten
Beschäftigungsgrad – bei einem 60%-Pensum z. B. 5 Stunden 7
Minuten.

Leider  werden  Arbeitnehmer,  die  mit  den  Vorgesetzten  fixe
Präsenztage  vereinbart  haben  (z. B.  Dienstag,  Mittwoch  und
Freitag = 60%), vom aktuellen Zeiterfassungssystem der Stadt
auch linear behandelt: sind sie an einem fix vereinbarten
Arbeitstag krank, erhalten sie lediglich eine Zeitgutschrift
von 5 Stunden 7 Minuten statt von 8 Stunden 32 Minuten. Das
hat zur Folge, dass Minusstunden entstehen und 3 Stunden 25
Minuten nachgearbeitet werden müssen, obwohl der Arbeitnehmer
krank war. Dies ist nicht haltbar. Wer wegen Krankheit oder
Unfall,  aber  auch  wegen  Ferienbezugs  oder  bezahlten
Kurzurlaubs nicht arbeitet, hat in dieser Zeit Anspruch auf
den  «darauf  entfallenden  Lohn»:  Der  Arbeitgeber  muss  dem
Arbeitnehmer  den  gleichen  Lohn  bezahlen,  wie  wenn  er
gearbeitet hätte. Das bedeutet, dass auch die entsprechende
Arbeitszeit gutzuschreiben ist.



Keine Schummeleien
Arbeitsunfähigkeit,  Ferien  oder  Kursbesuch  dürfen  nie  dazu
führen,  dass  Minusstunden  entstehen.  Der  PSO  hat  schon
mehrfach gefordert, dass dieser an sich selbstverständliche
Grundsatz  in  einer  Verordnung  bzw.  in  Richtlinien  für
Teilzeitbeschäftigte  verankert  wird  und  in  der  praktischen
Anwendung das Zeiterfassungssystem so programmiert wird, dass
fix vereinbarte, ganze Arbeitstage mit 8 Stunden 32 Minuten
Soll-Zeit hinterlegt sind.

Die  Thematik  wurde  bereits  mehr  als  einmal  im  Rahmen  der
Round-Table-Gespräche  mit  dem  Stadtpräsidium  diskutiert  und
arbeitgeberseitig auch verstanden. Es kann nicht sein, dass
Arbeitnehmer um ihre korrekte Lohnfortzahlung gebracht oder
ermuntert werden, Zeitkorrekturzettel falsch auszufüllen, nur
«damit es am Schluss wieder aufgeht».

Petition für korrekte Zeiterfassung
Vom PSO 2019 ausgearbeitete Richtlinien über die Anrechnung
von Absenzen als Arbeitszeit bei Teilzeitbeschäftigten wurden
vom  Arbeitgeber  noch  nicht  behandelt.  Derweil  sorgt  die



aktuell praktizierte lineare Zeiterfassung immer wieder für
Unmut  und  Diskussionen.  Der  Vorstand  des  PSO  griff  die
berechtigte Unzufriedenheit der Teilzeitbeschäftigten auf und
lancierte eine Petition, die in der kurzen Sammelfrist vor den
Festtagen  von  87  Angestellten  –  nicht  nur
Teilzeitbeschäftigten  –  unterzeichnet  wurde.

Die  Unterschriftenbogen  konnten  am  14.  Dezember  2020  dem
Stadtpräsidenten  Martin  Wey  sozusagen  als
Vorweihnachtsgeschenk übergeben werden. Seither wartet der PSO
darauf, dass weisse Rauchzeichen aus dem Zeiterfassungsgerät
aufsteigen – «habemus partem tempus» sozusagen.

Arbeiten im Notstandsmodus
geschrieben von Dr. Corinne Saner | Februar 20, 2026
Niemand hätte gedacht, dass das Jahr 2020 von kriegerischen
Ereignissen geprägt sein wird. Den Krieg erklärt hat uns ein
Feind, der so klein ist, dass man ihn von blossem Auge gar
nicht sieht. Ein Virus names Corona. Es hat innerhalb von zwei
bis drei Monaten weltweit das menschliche Leben aus den Fugen
gebracht.  Auch  unser  Arbeitsleben.  Das  Virus  ist  nach
wissenschaftlichen  Erkenntnissen  hoch  ansteckend,  führt  bei
20% der Infizierten zu einem schweren Verlauf bis hin zum Tod.
Dass der Bundesrat gestützt auf Notrecht das öffentliche Leben
massivst einschränkt und nicht nur Gastrobetriebe, kulturelle
Veranstaltungen  und  Läden,  sondern  auch  die  Schulen  und
Universitäten  schliesst,  ist  schier  unglaublich.  Im  ganzen
Notstandsstrudel versucht das öffentlich-rechtlich angestellte
Personal von Bund, Kantonen und Gemeinden den Service public
so weit wie möglich aufrechtzuerhalten. Wie im Privatrecht
stellen  sich  auch  für  das  öffentlich-rechtliche  Personal
diverse juristische Fragen.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/arbeit/2020/04/arbeiten-im-notstandsmodus


Muss  man  trotz  Ansteckungsgefahr
zur Arbeit?
Ja. Diese Frage stellt sich vor allem für die Mitarbeitenden
im Gesundheitswesen, aber auch für alle anderen Angestellten
mit Tätigkeiten, zu denen der Kontakt mit anderen Menschen
zwangsläufig  gehört.  Der  Arbeitgeber  muss  aufgrund  seiner
Fürsorgepflicht dafür sorgen, dass das gesundheitliche Risiko
für seine Angestellten möglichst gering ist. Im Pflegebereich
muss  er  deshalb  z.  B.  für  die  Mitarbeiter  genügend
Desinfektionsmittel, Mundschutz, Handschuhe und Schutzanzüge
bereitstellen. Der Arbeitnehmer ist seinerseits verpflichtet,
trotz  Angst  vor  einer  Ansteckung  mit  dem  Coronavirus  die
Arbeit am vertraglich vereinbarten Arbeitsort zu leisten. Er
darf  nicht  einfach  zu  Hause  bleiben.  Dies  wäre  sogar  ein
sachlicher Kündigungsgrund.

Weil es sich bei Corona um ein höchst ansteckendes Virus mit
möglicherweise tödlichen Folgen handelt, darf der Angestellte
aber verlangen, dass er Homeoffice leisten kann, sofern sich
seine Tätigkeit dafür eignet und der Arbeitgeber technisch
dazu in der Lage ist, Homeoffice zu ermöglichen.

Auch  Angestellte,  die  zu  einer
Risikogruppe gehören?
Für Mitarbeitende mit Erkrankungen wie Diabetes, Krebs, Herz-
Kreislauf-Erkrankungen und ähnlichen Krankheiten, welche das
Immunsystem  schwächen,  ist  die  Fürsorgepflicht  des
Arbeitgebers ganz besonders gefordert. Er muss sicherstellen,
dass  durch  bereitstehende  Desinfektionsmittel  die
Hygieneempfehlungen eingehalten werden können, und vor allem
muss  die  Mindestdistanz  von  2  Metern  Abstand  zu  anderen
Personen rigoros gewährleistet sein. An vielen Arbeitsstellen
wird dies schwierig. Nachdem Virologen der Auffassung sind,
dass  das  Virus  auch  in  der  Luft  für  eine  gewisse  Zeit
überleben und so übertragen werden kann, kann Arbeiten für



Angehörige  einer  Risikogruppe  zur  Lebensgefahr  werden.  Das
darf ihnen der Arbeitgeber nicht abverlangen. Wenn sich die
Tätigkeit für Homeoffice eignet, darf der Arbeitgeber dies von
den Risiko-Arbeitnehmern verlangen. Ist die Tätigkeit dafür
nicht geeignet oder der Arbeitgeber technisch nicht dazu in
der Lage, Homeoffice zu ermöglichen, ist der Angestellte von
der  Arbeitspflicht  befreit.  Er  kann  bzw.  muss  zu  Hause
bleiben.  Weil  es  sich  um  eine  unverschuldete
Arbeitsverhinderung  handelt,  die  in  der  Person  des
Angestellten liegt, hat er Anspruch auf Lohnfortzahlung.

Darf  der  Vorgesetzte  Angestellte  wegen
Corona nach Hause schicken?
Ja. Die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers kann gebieten, dass
er  einen  Mitarbeiter,  bei  dem  z.B.  der  Verdacht  auf  eine
Infektion besteht, nach Hause schickt. Der Mitarbeiter hat in
diesem Fall aber Anspruch auf Lohnfortzahlung.

Darf  der  Arbeitgeber  Ferien-  oder
Kompensationstage abziehen?
Besteht die Gefahr, dass sich ein Mitarbeiter infiziert hat,
muss der Arbeitgeber die übrigen Mitarbeiter vor Ansteckung
schützen und den Infizierten – bei voller Lohnfortzahlung –
nach Hause schicken. Die Pflicht zur vollen Lohnfortzahlung
kann der Arbeitgeber nicht auf den Angestellten überwälzen,
indem er ihm Ferientage oder bereits geleistete Überstunden
streicht. Überstunden sind grundsätzlich mit Freizeit
von  gleicher  Dauer  zu  kompensieren.  Dafür  müssen  sich
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  einigen,  nicht  nur  über  den
Grundsatz der Kompensation, sondern auch über deren Zeitpunkt
und Dauer. So wie der Arbeitnehmer nicht eigenmächtig einfach
Überstunden kompensieren darf, so wenig darf der Arbeitgeber
gegen den Willen des Arbeitnehmers Kompensation befehlen, um
seine Lohnfortzahlungspflicht zu reduzieren. Bei Ferien ist
der  Fall  noch  eindeutiger:  Sie  dienen  der  Erholung  des



Arbeitnehmers  und  nicht  der  Reduktion  der
Lohnfortzahlungspflicht  des  Arbeitgebers.

Hat  der  Angestellte  ein  Recht  auf
Homeoffice?
Ja,  sofern  seine  Tätigkeit  sich  dafür  eignet  und  der
Arbeitgeber technisch und betrieblich dazu in der Lage ist, im
konkreten Fall Homeoffice zu ermöglichen. Umgekehrt darf der
Arbeitgeber  zum  Schutz  der  Gesundheit  der  Mitarbeiter
Homeoffice auch gegen deren Willen anordnen. Es darf dabei
nicht  übersehen  werden,  dass  durch  Homeoffice  zusätzliche
Kosten anfallen, angefangen von Telekommunikationskosten über
Stromkosten, Büroeinrichtung bis hin zu Arbeitsmaterial. Das
Tragen dieser Kosten sollte auf jeden Fall mit dem Arbeitgeber
geregelt sein: Alle laufenden Kosten sowie die Anschaffung,
Reparatur bzw. Aktualisierung von Geräten, Software etc. für
das Homeoffice sind vollumfänglich vom Arbeitgeber zu tragen. 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Arbeitszeiterfassung zu
richten, weil nur so die Einhaltung von Bestimmungen gegen die
Überarbeitung  wie  die  Einhaltung  von  Pausen  und
Höchstarbeitszeiten  geprüft  werden  kann.  Auch  die
Erreichbarkeit der Arbeitnehmenden im Homeoffice darf nicht so
ausgestaltet sein, dass dieser rund um die Uhr erreichbar zu
sein hat.

Eine arbeitnehmerfreundliche Regelung von Homeoffice in der
Corona-Krise muss auf jeden Fall vorsehen:

dass  der  Arbeitnehmer  für  Auslagen  wie
Telekommunikationskosten ebenso entschädigt wird wie für
Arbeitsgeräte und Material;
dass das Zeitfenster, in welchem die Arbeit verrichtet
werden kann, so weit wie möglich gefasst wird;
dass die Arbeitszeit nach Beginn, Unterbruch und Ende
detailliert erfasst wird und
dass  die  Erreichbarkeit  des  Angestellten  zeitlich



begrenzt wird.
Und  selbstverständlich  ist  ihm  bei  unverschuldeter
Verhinderung  an  der  Verrichtung  von  Arbeit  wegen
Krankheit, Unfall, Ferien, Militär etc. im Umfang der zu
definierenden  Sollarbeitszeit  eine  Zeitgutschrift
zuzubilligen.

Besteht Anspruch auf bezahlten Urlaub für
die Betreuung von Kindern, wenn Schulen
und Kitas geschlossen haben?
Ja.  Das  Arbeitsgesetz  und  auch  viele  öffentlichrechtliche
Personalgesetzgebungen sehen für die Betreuung von erkrankten
Kindern pro Kind und Ereignis drei Tage bezahlten Urlaub vor,
welche ausreichen sollen, die weitere Betreuung des Kindes zu
organisieren.  Diese  Regelung  ist  für  die  Arbeitswelt  «im
Normalbetrieb» vorgesehen und nicht «Corona-tauglich». In der
CoronaKrise  ist  nicht  die  Betreuung  einzelner  erkrankter
Kinder zu organisieren, sondern alle schulpflichtigen Kinder
sind wegen der pandemiebedingten Schliessung der Schulen auf e
einen  Schlag  zu  Hause,  weil  auch  die  Kindertagesstätten
geschlossen  wurden  und  die  Grosseltern  einer  Risikogruppe
angehören und eben gerade nicht für die Betreuung angefragt
werden sollen.

In  dieser  flächendeckenden  Notstandssituation  ist  die
«Normalbetriebs-Regelung» nicht situationsangemessen. Kann die
Kinderbetreuung  aufgrund  der  Schliessung  von  Schulen,
Kinderkrippen und sonstiger Betreuungseinrichtungen nicht mehr
gewährleistet werden, sollen Angestellte so lange zu Hause
ihren  Elternpflichten  nachgehen  können,  wie  dies  zur
Organisation einer Betreuungsalternative erforderlich ist. In
dieser Zeit haben sie Anspruch auf volle Lohnzahlung, sind
umgekehrt  aber  zur  Leistung  von  Homeoffice  verpflichtet,
sofern sich ihre Tätigkeit technisch und betrieblich dafür
eignet.



 


